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In Zeiten geopolitischer Spannungen, wirtschaftlicher Unsi-
cherheiten und gesellschaftlicher Umbrüche kommt den zi-
vilen Beschäftigten im öffentlichen Dienst und insbesondere 

bei der Bundeswehr eine zentrale Bedeutung zu. 

Ob sie als Arbeitnehmer und Beamte in den Streitkräften 
selbst oder in den zivilen Dienststellen der Wehrverwaltung 
Dienst leisten, der Deutsche BundeswehrVerband (DBwV) 
setzt sich dafür ein, dass ihr Beitrag zur Sicherheit, Stabilität 
und Zukunftsfähigkeit unseres Landes wahrgenommen wird 
und sie die Anerkennung und Unterstützung erhalten, die sie 
verdienen.  Wehrhaftigkeit ist mehr als militärische Stärke: Sie 
beruht auch auf der Leistungsfähigkeit und Stabilität der zivi-
len Verwaltung.

Zivile Beschäftigte in der Wehrverwaltung leisten einen un-
verzichtbaren Beitrag zur Verteidigungsfähigkeit der Bundes-
republik. Sie verantworten Personalmanagement, Finanzen, 
Beschaffung, Infrastruktur, Recht und Informationstechno-
logie. Ihre Arbeit bestimmt maßgeblich, ob die Bundeswehr 
in Krisen- und Verteidigungsfällen handlungsfähig bleiben 
kann. Eine moderne, krisenfeste und leistungsstarke Wehrver-
waltung ist daher ein strategischer Faktor für die Sicherheit 
Deutschlands.

Die derzeit bestehenden Strukturen stoßen an ihre Grenzen.  
Langwierige Verfahren, mangelnde Flexibilität, komplizier-
te Zuständigkeiten und eine zu starke Trennung zwischen 
militärischen und zivilen Bereichen behindern eine schnelle 
Reaktion auf neue Bedrohungen. Eine Wehrverwaltung, die 
noch stark auf stabile Friedensbedingungen ausgelegt ist, 
kann den Anforderungen hybrider Konfliktformen wie Cyber-
angriffen, Desinformation oder infrastruktureller Sabotage 
nur bedingt gerecht werden. Deshalb fordert der DBwV eine 

grundlegende Weiterentwicklung hin zu einer Verteidigungs-
verwaltung, die in Krisenlagen resilient, integriert und hand-
lungsfähig bleibt.

Die Verwaltung der Zukunft muss aktiv zur Einsatzbereitschaft 
beitragen. Sie ist mehr als ein bloßer Dienstleister in den ihr 
zugewiesenen Aufgabenbereichen; sie muss diese vielmehr 
initiativ mitgestalten. Zeit- und Entscheidungsdruck fordern 
dabei stärker dezentralisierte Entscheidungsmöglichkeiten 
ebenso wie Redundanzen und flexible Führungsstrukturen. 
Die enge Verzahnung mit den militärischen Führungsprozes-
sen ist dabei unverzichtbar. Die typischerweise zeitintensiven 
Abstimmungsprozesse in Verwaltungsangelegenheiten müs-
sen ausgeglichen werden, indem Verwaltungskomponenten 
früh in militärische Planungen und Entscheidungsvorbereitun-
gen eingebunden werden. 

Ebenso wichtig ist ein Kulturwandel: Die Wehrverwaltung 
muss sich als aktiver, mitverantwortlicher Teil der nationalen 
Sicherheitsarchitektur verstehen. Dies erfordert eine Haltung, 
die Eigeninitiative, pragmatisches Handeln und lösungsorien-
tiertes Denken in den Vordergrund stellt. 

Die zivilen Beschäftigten erwarten dabei moderne Arbeits-
bedingungen, die dies ermöglichen. Nicht nur die Höhe der 
Vergütung bestimmt die Zufriedenheit im Beruf; es kommt 
auch wesentlich auf die Identifizierung mit der Aufgabe und 
Möglichkeiten zur persönlichen Weiterentwicklung und der 
Mitgestaltung an. Die Verwaltungsausbildung ist stärker auf 
Krisenmanagement, Digitalisierung und ressortübergreifende 
Zusammenarbeit auszurichten. Führungskräfte müssen ler-
nen, auch in unvorhersehbaren Situationen sicher zu entschei-
den. Nur eine qualifizierte, vorbereitete und selbstbewusste 
Verwaltung kann in Ausnahmesituationen wirksam agieren.

Vorwort
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Im Rahmen der Transformation müssen wir lernen, mit Künst-
licher Intelligenz verantwortungsvoll und vorausschauend 
umzugehen.  Der technologische Fortschritt eröffnet neue 
Chancen, stellt aber zugleich ethische, organisatorische und 
rechtliche Herausforderungen dar. Künstliche Intelligenz bie-
tet das Potenzial, Prozesse zu beschleunigen, Verwaltungsab-
läufe zu automatisieren und Routinearbeiten zu reduzieren. 
Für die zivilen Beschäftigten der Bundeswehr kann sie zu ei-
ner erheblichen Entlastung führen und neue Perspektiven für 
Qualifizierung und Weiterentwicklung eröffnen.

Daher fordert der DBwV eine verantwortungsvolle Strategie 
im Geschäftsbereich des Verteidigungsministeriums, basie-
rend auf Transparenz, Mitbestimmung, Arbeitsplatzsicherung 
und ethischen Grundsätzen. Der Mensch muss im Mittelpunkt 
bleiben, KI soll unterstützen, nicht ersetzen.

KI-Systeme müssen nachvollziehbar sein und unter Einbe-
ziehung der Interessenvertretungen eingeführt werden. Per-
sonalentscheidungen dürfen nicht automatisiert erfolgen. 
Gleichzeitig sind Qualifizierung und Weiterbildung zentral, 
ebenso die langfristige Absicherung durch entsprechende ta-
rifliche Regelungen.

Der DBwV bekennt sich zu einer Zukunft, in der Technologie, 
Menschlichkeit und Sicherheit im Gleichgewicht stehen. Die 
Agenda Zivile Beschäftigte des Deutschen BundeswehrVer-
bandes verbindet damit zwei große Zukunftsaufgaben: die 
Transformation der Wehrverwaltung zur Verteidigungsverwal-
tung und die Gestaltung einer modernen, digital kompeten-
ten und mitbestimmten Arbeitswelt. Nur, wenn die Verwaltung 

ebenso lernfähig und resilient ist wie ihre Streitkräfte, kann 
Deutschland in einer unsicheren Welt handlungsfähig bleiben.

Zivile Beschäftigte sind das Fundament dieser Stärke. Sie si-
chern Funktionsfähigkeit, Stabilität und Fortschritt sowohl in 
Friedenszeiten als auch im Krisenfall. Eine leistungsfähige, 
moderne und ethisch verantwortungsvolle Verwaltung ist des-
halb nicht nur Voraussetzung für eine wehrhafte Demokratie, 
sondern Ausdruck ihrer Stärke. 

Der DBwV steht fest an der Seite dieser Beschäftigten und 
fordert: Jetzt handeln für eine wehrfähige Verwaltung, eine si-
chere Zukunft und einen starken Staat.

Beschlüsse und Forderungen des DBwV gehen daher in zwei 
Richtungen: 

	• Zum einen zielen sie darauf ab, die wirtschaftlichen und so-
zialen Rahmenbedingungen der Arbeitsplätze für die zivi-
len Beschäftigten in der Bundeswehr und Wehrverwaltung 
weiter zu verbessern

	• Zum anderen soll auch erreicht werden, dass Aufbau- und 
Ablauforganisation der Wehrverwaltung so an die Entwick-
lung angepasst werden, dass die Aufgaben im Interesse 
der Allgemeinheit bestmöglich erledigt werden können 
und die zivilen Beschäftigten mit Stolz und Zufriedenheit 
auf ihren Beitrag blicken können. 

Bernd Kaufmann
Vorsitzender Fachbereich Zivile Beschäftigte
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Der demografische Wandel wirkt sich zunehmend auf 
den öffentlichen Dienst aus. Bund, Länder und Kom-
munen stehen vor der Herausforderung, dass die Zahl 

der Erwerbstätigen sinkt, während der Anteil älterer Beschäf-
tigter bis 2030 weiter steigt. Im öffentlichen Dienst ist diese 
Entwicklung besonders ausgeprägt, da das Durchschnittsalter 
der Beschäftigten hoch ist und frühere Personalreduzierun-
gen, insbesondere im Bereich der Bundeswehr, langfristige 
Folgen hinterlassen haben.

Ein erheblicher Teil der Beschäftigten wird in den kommen-
den Jahren altersbedingt aus dem Dienst ausscheiden. Die 
Nachbesetzung vieler Stellen gestaltet sich dabei zunehmend 
schwierig, was zu personellen Engpässen und einer wachsen-
den Arbeitsbelastung führt. Besonders betroffen sind techni-
sche, naturwissenschaftliche und digitale Aufgabenbereiche, 
in denen der Wettbewerb mit der Privatwirtschaft besonders 
intensiv ist.

Gesetzliche Maßnahmen haben zwar Verbesserungen in der 
Besoldung gebracht, reichen jedoch vielfach nicht aus, um die 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes nachhaltig zu sichern. 
Neben finanziellen Anreizen gewinnen moderne Arbeits-
bedingungen, flexible Arbeitszeitmodelle und eine stärkere 
Ausrichtung an den Erwartungen jüngerer Generationen zu-
nehmend an Bedeutung.

Auch im Tarifbereich besteht weiterer Anpassungsbedarf. Um 
die Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten, ist eine Weiterentwick-
lung der Entgeltstrukturen erforderlich. Zudem sollten Dienst-
postenbewertungen konsequent an die tatsächlich ausgeüb-
ten Tätigkeiten angepasst werden, um eine leistungsgerechte 
Vergütung sicherzustellen.

Insgesamt steht der öffentliche Dienst vor tiefgreifenden 
strukturellen Herausforderungen, die nur durch ein Bündel 
aus organisatorischen, finanziellen und kulturellen Maßnah-
men bewältigt werden können.

Die Forderungen des DBwV zielen hier deshalb auf grund-
sätzliche Verbesserungen der Rahmenbedingungen, die für 
alle Statusgruppen gleichermaßen gelten. 

Personelle Zukunft der Bundeswehr sichern –  
Ausbildung stärken

In den Ausbildungswerkstätten und Ausbildungsstätten der 
Bundeswehr werden jährlich Tausende junger Menschen zu 
Fachkräften ausgebildet. Sie bilden ein wichtiges Potenzial an 
gut qualifiziertem Nachwuchs für die Bundeswehr. Die Ausbil-
dung im gewerblich-technischen Bereich genießt hohes An-
sehen; nicht selten werden erfolgreiche Absolventinnen und 
Absolventen der Bundeswehr als Jahrgangsbeste von der In-
dustrie- und Handelskammer ausgezeichnet.

Das Angebot an Ausbildungsplätzen in den Ausbildungs-
werkstätten und Ausbildungsstätten der Bundeswehr muss in 
den für die Aufgabenerfüllung benötigten Berufen nachhaltig 
erhalten und gegebenenfalls ausgebaut werden.

Erfolgreich Ausgebildete übernehmen

Auszubildende sollen auf eigenen Wunsch nach erfolgrei-
chem Abschluss entsprechend ihrer Eignung, Befähigung und 
fachlichen Leistung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis, eine 
Beamtenlaufbahn oder eine militärische Laufbahn bei der 
Bundeswehrverwaltung oder in den Streitkräften übernom-

Attraktivität des Bundesdienstes steigern 
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men werden können. Voraussetzung hierfür ist neben der Be-
reitstellung der erforderlichen Haushalts- und Planstellen die 
Entwicklung attraktiver Angebote hinsichtlich Vergütung und 
Karriereperspektive.

Tatsächlich wird jedoch nur ein kleiner Teil der erfolgreichen 
Absolventinnen und Absolventen für zivile oder militärische 
Verwendungen in die Bundeswehr übernommen. Ein Großteil 
entscheidet sich entweder für eine Überbrückungsbeschäfti-
gung in der Bundeswehr mit dem Ziel eines späteren Studi-
ums oder wechselt in die besser bezahlende Privatwirtschaft. 
Für eine erfolgreiche Übernahme bedarf es neben attraktiven 
Angeboten vor allem der frühzeitigen Ansprache der jungen 
Menschen während ihrer Ausbildung.

Zivile Ausbildung bei den Streitkräften verbessern

Viele Ausbildungswerkstätten und Ausbildungsstätten sind in 
den Streitkräften verankert. Obwohl die ausgebildeten Fach-
kräfte sowohl für zivile als auch für militärische Verwendungen 
in den militärischen Organisationsbereichen benötigt werden, 
fallen die Personalbindungsmaßnahmen bislang unzurei-
chend aus. Zudem mangelt es häufig an ausreichend Ausbil-
dungsmaterial und an Ausbilderinnen und Ausbildern.

Der Generalinspekteur und die Inspekteure der militärischen 
Organisationsbereiche müssen das Potenzial in ihren Berei-
chen erkennen und Verantwortung dafür übernehmen, Nach-
wuchskräfte nach ihrer Ausbildung an die Streitkräfte zu bin-
den, die Ausbildung materiell bestmöglich auszustatten und 
ausreichend Dienstposten für Ausbilderinnen und Ausbilder 
einzuplanen. Die Verantwortung für Ausbildung und Bindung 
junger Fachkräfte kann nicht allein beim Bundesamt für das 
Personalmanagement liegen.
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Unter dem Druck der politischen Entwicklung ist der 
personelle Aufwuchs der Bundeswehr von existentiel-
ler Bedeutung. Die Bundeswehr muss sich im Wett-

bewerb um Fachkräfte mindestens auf Augenhöhe mit der 
Privatwirtschaft und dem übrigen öffentlichen Dienst posi-
tionieren. Ziel ist es, qualifiziertes Personal zu gewinnen und 
langfristig zu binden, um die Einsatzfähigkeit nachhaltig si-
cherzustellen. Dabei stehen die Bedürfnisse und Möglichkei-
ten der Nachwuchsgewinnung für militärische Laufbahnen 
im Vordergrund. 

Der zivile Personalaufwuchs steht ein wenig im Hintergrund, 
muss sich aber an der Entwicklung des militärischen Perso-
nals orientieren, da beide Bereiche funktional eng mitein-
ander verzahnt sind. Die zivile Personalgewinnung steht da-
her vor ähnlichen Herausforderungen. Sie muss aber in ihrer 
Andersartigkeit erkannt werden; die Anstrengungen und 
Verbesserungsmaßnahmen müssen dem Rechnung tragen.  

Menschen, die für eine zivile Tätigkeit in der Bundeswehr 
oder der Wehrverwaltung interessiert werden können, ha-
ben oft andere Erwartungen an eine spätere Berufstätigkeit. 
Dies ist stärker als bisher in den Möglichkeiten der einstel-
lenden Behörden abzubilden.

Oft ist eine in der „Fläche“ dislozierte Behörde, ein Depot 
oder eine Instandsetzungseinrichtung der erste Aufhänger 
für eine Bewerbung und gleichzeitig der erstrebte langjähri-
ge Dienstort. Zugleich gilt es, bislang unzureichend genutzte 
Zielgruppen gezielt anzusprechen. Dazu zählen insbesondere 
Menschen mit Migrationshintergrund, deren Potenziale für 
den öffentlichen Dienst stärker aktiviert werden sollten.

Zusätzliches Bewerberpotenzial kann auch erschlossen wer-
den, wenn praktische Berufserfahrung bei den Einstellungs-
voraussetzungen stärker berücksichtigt werden könnte. Der 
Binnenarbeitsmarkt der Bundeswehr ist weiterhin durch bü-

Personelle Zukunft der Bundeswehr sichern 
Personalgewinnung auch für zivile Beschäftigungsverhältnisse optimieren 
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rokratische und rechtliche Hürden geprägt. Insbesondere der 
Übergang ausscheidender Soldatinnen und Soldaten auf Zeit 
in zivile Beschäftigungsverhältnisse sollte deutlich erleichtert 
werden, um vorhandene Qualifikationen und Erfahrungen 
besser zu nutzen und Personalverluste zu vermeiden.

Darüber hinaus ist eine weitere Modernisierung der Personal-
gewinnung erforderlich. Die Verfahren von der Bewerbung bis 
zur Einstellung müssen beschleunigt, digitalisiert und nutzer-
orientiert gestaltet werden; insbesondere das E-Recruiting ist 
konsequent auszubauen, auch mit dem Ziel einer besseren 
Anpassung an die Verhältnisse in den unterschiedlichen Re-
gionen. Ein erweiterter Zugang zu internen Stellenausschrei-
bungen für Bundeswehrangehörige kann die Transparenz er-
höhen und interne Karrierewege deutlich verbessern.

Die bisherige Ausschreibungspraxis im höheren nichttechni-
schen Dienst sollte überprüft werden. Die häufig ausschließli-
che Forderung der Befähigung zum Richteramt schränkt den 
Bewerberkreis erheblich ein und steht einer flexibleren Perso-
nalgewinnung entgegen. Vor dem Hintergrund des Fachkräfte-
mangels ist zu prüfen, inwieweit alternative Qualifikationen und 

berufliche Erfahrungen stärker berücksichtigt werden können, 
ohne die fachlichen Anforderungen abzusenken. Insgesamt ist 
eine strategisch ausgerichtete, flexible und wettbewerbsfähige 
Personalgewinnung entscheidend, um den wachsenden Anfor-
derungen an die Bundeswehr gerecht zu werden.

Wirksamere Anreize für Mangelberufe bieten

Zur Gewinnung und Bindung von Fachkräften in den Berei-
chen Mathematik, Informationstechnik, Naturwissenschaften 
und Technik sind zielgerichtete und dauerhaft wirksame An-
reizsysteme im Bundesdienst erforderlich. Eine aufgaben- und 
tätigkeitsbezogene MINT-Zulage kann hierzu einen wesentli-
chen Beitrag leisten, sofern sie transparent ausgestaltet und 
sowohl im Besoldungs- als auch im Tarifbereich vergleichbar 
verankert wird.

Bestehende Instrumente wie Fachkräftezulagen oder Personal-
gewinnungsprämien reichen in ihrer derzeitigen Ausgestaltung 
vielfach nicht aus, um im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft zu 
bestehen. Daher bedarf es einer strukturellen Weiterentwick-
lung der Vergütungssysteme, insbesondere in hochqualifizier-
ten und stark nachgefragten Tätigkeitsfeldern. Die im Koaliti-
onsvertrag vorgesehene stärkere Anerkennung gleichwertiger 
beruflicher Qualifikationen ist konsequent umzusetzen. Die im 
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Deutschen Qualifikations-
rahmen verankerte Gleich-
stellung von Abschlüssen 
wie Meister, Fachwirt und 
staatlich geprüfter Tech-
niker mit dem Bachelor-
niveau sollte sich verbind-
lich im Laufbahnrecht der 
Bundesbeamtinnen und 
Bundesbeamten sowie in 
der Entgeltordnung des 

Bundes widerspiegeln. Darüber hinaus sind die laufbahn- und 
tarifrechtlichen Zugangsvoraussetzungen stärker an beruflicher 
Erfahrung und tatsächlichen Kompetenzen auszurichten. Eine 
entsprechende Flexibilisierung kann dazu beitragen, zusätzli-
che Fachkräftepotenziale zu erschließen und die Wettbewerbs-
fähigkeit des öffentlichen Dienstes nachhaltig zu stärken.

Eine systematische, flächendeckende Analyse und Prognose 
des Personalbedarfs sind unverzichtbar. Sie muss neben quan-
titativen Bedarfen auch qualitative Aspekte wie Qualifikations-
anforderungen sowie physische und psychische Belastungen 
berücksichtigen. Gerade in MINT-Bereichen ist eine frühzei-
tige Personalgewinnung entscheidend, um ausreichend Zeit 
für Einarbeitung und Wissenstransfer zwischen den Genera-
tionen zu gewährleisten.

Die bestehende Personalstrategie sollte daher um einen ver-
bindlichen Personalstrukturplan für zivile Beschäftigte ergänzt 
werden, der langfristige Bedarfe abbildet und konkrete Maß-
nahmen zur Personalgewinnung und -entwicklung enthält.

Aus- und Weiterbildung für Digitalisierung  
sicherstellen

Die Bundeswehr und die Wehrverwaltung sind ohne Digitali-
sierung nicht denkbar. Sie ist einerseits zu beschleunigen, um 
mit den technischen Entwicklungen Schritt zu halten. Anderer-
seits führt die Möglichkeit einer hybriden Kriegsführung dazu, 
dass Wehrverwaltung und Streitkräfte sich auch auf die Mög-
lichkeit eines Ausfalls einstellen müssen. 

Bei Ausfall der technischen Hilfsmittel und der IT-Unterstüt-
zung müssen Bundeswehr und Wehrverwaltung bzw. deren 
Angehörige in der Lage sein, mit den vorhandenen Kompe-
tenzen mit den zur Verfügung stehenden Mitteln das Ange-
messene zu tun. Insgesamt bedarf es daher einer ganzheit-
lichen Digitalisierungsstrategie, die neben der technischen 
Ausstattung insbesondere die Kompetenzen der Beschäftig-
ten in den Mittelpunkt stellt und so die nachhaltige Moderni-
sierung der Bundeswehr auch im Krisenfall unterstützt.

Der Qualifizierung des zivilen Personals kommt dabei eine 
zentrale Bedeutung zu. Alle Beschäftigten müssen systema-
tisch in die Lage versetzt werden, neue digitale Verfahren 
sicher und effizient anzuwenden. Hierfür sind verpflichtende 
Schulungen sowie ein bedarfsgerechtes Angebot an frei-
willigen Weiterbildungsmaßnahmen bereitzustellen. Diese 
Qualifizierungen sollten grundsätzlich durch den Dienstherrn 
beziehungsweise Arbeitgeber finanziert und als integraler Be-
standteil der Arbeitszeit organisiert werden, um eine flächen-
deckende Umsetzung sicherzustellen.

Der Digitalisierungstarifvertrag ist konsequent anzuwenden 
und weiterzuentwickeln. Zugleich ist zu prüfen, inwieweit sei-
ne wesentlichen Inhalte sinngemäß auf den Beamtenbereich 
übertragen werden können, um eine einheitliche und gerech-
te Behandlung aller Beschäftigten sicherzustellen.
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Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter  verbessern

Lebensphasenorientiertes Arbeiten ist als zentrales Ele-
ment moderner Personalpolitik in der Bundeswehr konse-
quent zu ermöglichen. Modelle wie Führen in Teilzeit und 

Jobsharing sollten flächendeckend etabliert werden, um auch 
in verantwortungsvollen Positionen eine bessere Vereinbar-
keit von Beruf und privaten Lebensphasen zu gewährleisten.

Flexible Arbeitsformen, insbesondere Telearbeit und mo-
biles Arbeiten, sind allen Beschäftigten zu eröffnen, soweit 
dies die jeweiligen Rahmenbedingungen zulassen. Voraus-
setzung hierfür sind effiziente und beschleunigte Verfahren, 
insbesondere bei der Genehmigung von Telearbeit und der 
Bereitstellung der notwendigen IT-Ausstattung. Lange Bear-
beitungszeiten wirken sich unmittelbar negativ auf die Arbeit-
geberattraktivität aus und sind daher deutlich zu reduzieren.

Die technische Ausstattung ist konsequent zu modernisieren. 
Ziel ist eine flächendeckende Umstellung auf mobile Arbeits-
plätze mit Notebooks und geeigneter Infrastruktur, um orts-
unabhängiges Arbeiten zu ermöglichen und die digitale Zu-
sammenarbeit zu verbessern.

Die Inanspruchnahme von Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf muss nachteilsfrei erfolgen. Insbesondere 
im Beurteilungswesen ist sicherzustellen, dass Teilzeit, Telear-
beit oder familienbedingte Auszeiten nicht zu Benachteiligun-

gen führen. Hierfür sind gezielte Schulungen und Sensibilisie-
rungsmaßnahmen für Führungskräfte erforderlich, um eine 
einheitliche und faire Bewertungspraxis zu gewährleisten.

Darüber hinaus ist die Kinderbetreuung an Bundeswehrstand-
orten weiter auszubauen. Flexible und bedarfsgerechte An-
gebote, etwa durch Kooperationen mit Kindertagesstätten, 
Tagespflege oder Ferienbetreuung, leisten einen wichtigen 
Beitrag zur Entlastung der Beschäftigten. Insbesondere an 
Standorten mit Ausbildungs- und Lehrgangsbetrieb sind ver-
lässliche Betreuungsmöglichkeiten notwendig, um die Teil-
nahme an Qualifizierungsmaßnahmen zu erleichtern.

Insgesamt ist eine konsequente Weiterentwicklung flexibler Ar-
beits- und Unterstützungsstrukturen entscheidend, um die Bun-
deswehr als attraktiven Arbeitgeber nachhaltig zu positionieren.

Wohnungsfürsorge sicherstellen

Der Errichtung von dienstortnahen Pendlerunterkünften in 
verschiedenen Kategorien und dem Angebot an bezahlba-
rem Wohnraum kommt angesichts der erforderlichen berufli-
chen Mobilität und häufiger Versetzungen auch bei Teilen des 
Zivilpersonals – insbesondere in der Bundeswehr – eine be-
sondere Bedeutung zu. Die Wohnungsfürsorge für aktive und 
ehemalige Angehörige des Bundes muss durch Bereitstellung 
angemessener, familiengerechter und bezahlbarer Wohnun-
gen in ausreichender Zahl sichergestellt werden. 

Rahmenbedingungen des Dienstes verbessern
Dienstreisezeiten als Arbeitszeit berücksichtigen

Die Reisezeiten der Angehörigen des Bundes im Rahmen von Dienstreisen  
müssen als Arbeitszeit in vollem Umfang berücksichtigt werden.
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Für Besoldungs- und Versorgungsempfänger ist eine am 
Mietspiegel gestaffelte Ballungsraumzulage einzuführen, so-
fern keine Bundeswohnung oder vom Bund geförderte Woh-
nung bereitgestellt werden kann. Diese muss auch den Tarif-
beschäftigten zugutekommen.

Die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer zielt an der Lebens-
wirklichkeit der von häufigen Versetzungen betroffener Ange-
hörige des Bundes vorbei und stellt ein wesentliches Hemmnis 
zur Steigerung der Attraktivität des Dienstes dar. Sollte für sie 
aufgrund einer Versetzung Zweitwohnsitzsteuer anfallen, muss 
diese vom Dienstherrn und Arbeitgeber erstattet werden.

Grüne Mobilität und Fahrradleasing fördern

Die Förderung grüner Mobilität gewinnt im öffentlichen 
Dienst weiter an Bedeutung. Neben Jobtickets für den öffent-
lichen Personennahverkehr kann der Bund seine Attraktivität 
durch den Ausbau von Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge 
und E-Bikes an Dienststellen deutlich steigern. Auch Fahrrad-
Leasingmodelle oder Zuschüsse zum Fahrradkauf sind wirk-

same Instrumente, um nachhaltige Mobilität zu fördern und 
gleichzeitig die Arbeitgeberattraktivität zu erhöhen.

Arbeitgeberanteil für vermögenswirksame  
Leistungen erhöhen

Die vermögenswirksamen Leistungen haben seit Jahren real 
an Bedeutung verloren. Eine deutliche Erhöhung des Arbeit-
geberanteils ist erforderlich, um diese Form der finanziellen 
Vorsorge wieder attraktiver zu gestalten und an die heutigen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anzupassen.

Ruhestandseintritt für Schicht- und  
Wechselschichtdienstleistende staffeln

Für Beschäftigte im Schicht- und Wechselschichtdienst ist die 
Einführung flexibler Übergänge in den Ruhestand sachge-
recht. Angesichts der besonderen Belastungen sollte geprüft 
werden, inwieweit ein gestaffelter früherer Ruhestandseintritt 
ermöglicht werden kann, ohne die langfristige Finanzierbar-
keit der Versorgungssysteme zu gefährden.
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Ansprüche beim Zusammentreffen von  
Versorgung und Rente erhalten

Treffen mehrere Versorgungsansprüche und Rentenansprüche 
zusammen, darf keine gegenseitige Anrechnung erfolgen, die 
zu einer Minderung der Gesamtversorgung führt.

Gesundheitsschutz weiter verbessern

Arbeitsverdichtung und steigende Leistungsanforderungen 
prägen zunehmend den Arbeitsalltag und spiegeln sich in 
wachsenden krankheitsbedingten Fehlzeiten wider. Insbeson-
dere psychische Erkrankungen nehmen weiter zu und erfor-
dern eine stärkere Sensibilisierung sowie gezielte Gegenmaß-
nahmen im Arbeitsumfeld.

Vor diesem Hintergrund ist das Bewusstsein für Gefährdun-
gen am Arbeitsplatz nachhaltig zu stärken und die konse-
quente Umsetzung bestehender Arbeitsschutzvorschriften 
sicherzustellen. Der Prävention kommt dabei eine zentrale 
Bedeutung zu, insbesondere durch frühzeitige Identifika-
tion von Belastungsfaktoren und geeignete organisatorische 
Maßnahmen.

Das betriebliche Gesundheitsmanagement ist ein wesentli-
ches Instrument zur Erreichung dieser Ziele. Es sollte syste-
matisch ausgebaut und strategisch ausgerichtet werden, um 
sowohl physische als auch psychische Gesundheit langfristig 
zu fördern. Ziel ist es, die Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten 
zu erhalten, Fehlzeiten zu reduzieren und die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber nachhaltig zu stärken.
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Der Dienst im Beamtenstatus gerät zuneh-
mend in die öffentliche Diskussion. Stich-
worte wie Bürokratieabbau, Altersstruktur 

in der Verwaltung und die wachsenden Versor-
gungslasten führen dazu, dass die frühere Attrak-
tivität des Beamtenstatus im Vergleich zu anderen 
Beschäftigungsverhältnissen nachgelassen hat 
oder zumindest einer Prüfung und auch im Dienst 
des Bundes einer Optimierung bedarf. Der DBwV 
hält es daher für geboten, an den wesentlichen 
Grundsätzen des Beamtentums festzuhalten, 
gleichzeitig aber die rechtlichen Grundlagen und 
die tatsächlichen Verhältnisse an die aktuellen 
Entwicklungen anzupassen. Dazu gehört es auch, 
Fehlentwicklungen anzusprechen und für die Zu-
kunft zu vermeiden. 

Einheitslaufbahn einführen

Das bestehende Laufbahnsystem für Bundesbe-
amte ist hinsichtlich Aufstiegsmöglichkeiten trotz 
einiger Verbesserungen in der jüngeren Zeit zu 
schwerfällig und unattraktiv. Es sollte durch eine 
Einheitslaufbahn für alle Fachrichtungen nach 
bayerischem Modell mit Einstiegspunkten für ei-
nen ausbildungsgerechten und individuellen Ein-
stieg abgelöst werden.

Die Einstiegspunkte sollten sich im Wesentlichen 
an dem von der Bologna-Reform geschaffenen 
European Credit Transfer System (ECTS-Punkte) 
orientieren, das den unterschiedlichen Ausbil-
dungs- und Studienabschlüssen fein gestaffelte 
Qualifikationsnachweise zuordnet.

Beamtenberuf attraktiv erhalten 
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Dienstposten weiter bündeln

Die Dienstposten aller Fachrichtungen sind im mittleren 
Dienst in den Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 und im gehobe-
nen Dienst bis A 12 zu bündeln; zusätzlich sind entsprechende 
Planstellen bereitzustellen.

Beurteilungssystem neugestalten

Das bestehende Beurteilungssystem für Beamtinnen und 
Beamte ist aufgrund seines hohen Zeitaufwands, seiner Kom-
plexität und der als demotivierend empfundenen Quotie-
rungsmechanismen grundlegend zu reformieren. 

Dabei ist sicherzustellen, dass weder bei Regel- noch bei An-
lassbeurteilungen undifferenzierte Vergleichsgruppen über 
unterschiedliche Fachrichtungen hinweg gebildet werden. Be-
amtinnen und Beamte aus dem nichttechnischen, technischen 
und naturwissenschaftlichen Dienst sind jeweils aufgabenge-
recht und innerhalb vergleichbarer Gruppen zu bewerten, um 
eine sachgerechte und faire Beurteilung zu gewährleisten. 
Darüber hinaus ist zu prüfen, inwieweit die Zuständigkeit für 
die abschließende Beurteilung stärker zentralisiert werden 
kann. Eine Verlagerung auf das Bundesamt für das Personal-

management der Bundeswehr als personalführende Stelle er-
leichtert den Wechsel zwischen den „Sparten“ und könnte zu 
mehr Einheitlichkeit in der Anwendung des Beurteilungsmaß-
stabs und damit zur Qualitätssicherung beitragen.  

Insgesamt bedarf es eines modernen Beurteilungssystems, 
das Leistungsfähigkeit, Motivation und Personalentwicklung 
gleichermaßen unterstützt und den Anforderungen eines zeit-
gemäßen öffentlichen Dienstes gerecht wird.

Die Einführung eines Kreditpunktekontos zur systematischen 
Erfassung von Qualifikation, Erfahrung und Leistungsbereit-
schaft stellt einen möglichen Ansatz dar. Ein solches System 
könnte dazu beitragen, berufliche Entwicklung nachvollzieh-
barer zu gestalten und individuelle Leistungen differenzierter 
zu bewerten.

Auswahlverfahren Fernstudium anpassen

Die Vorauswahl leistungsstarker Beschäftigter für die Teil-
nahme an einem Fernstudium als Grundlage für den Aufstieg 
vom mittleren in den gehobenen nichttechnischen Dienst 
sollte nicht ausschließlich auf dienstlichen Beurteilungen 
basieren. Diese bilden zwar einen wichtigen Bestandteil der 
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Leistungsbewertung, erfassen individuelle Kompetenzen, 
Entwicklungspotenziale und persönliche Eignung jedoch nur 
eingeschränkt.

Ergänzend sind daher strukturierte Auswahlverfahren, insbe-
sondere Assessmentcenter, einzusetzen. Diese ermöglichen 
eine differenziertere Bewertung fachlicher, methodischer und 
sozialer Kompetenzen sowie der individuellen Leistungs- und 
Entwicklungsfähigkeit. 

Durch die Kombination aus Beurteilung und eignungsdiag-
nostischen Verfahren kann eine objektivere und transparente-
re Auswahl gewährleistet werden. Zugleich wird sichergestellt, 
dass diejenigen Beschäftigten gefördert werden, die über das 
notwendige Potenzial für die Anforderungen des gehobenen 
Dienstes verfügen.

Ein solches mehrstufiges Auswahlverfahren trägt dazu bei, 
die Qualität der Personalentwicklung zu erhöhen und die 
Durchlässigkeit zwischen den Laufbahngruppen nachhaltig 
zu stärken.

Lebensarbeitszeit flexibel gestalten

Auf freiwilliger Basis soll eine Flexibilisierung der Lebensar-
beitszeit ermöglicht werden, sei es durch Altersteilzeit oder 
durch eine Verlängerung über die reguläre Altersgrenze hin-
aus. Beides soll sich angemessen in Besoldung und Versor-
gung niederschlagen.

Alle Arbeitszeiten als Arbeitszeitguthaben  
erfassen und vergüten 

Dem Anfall hoher Arbeitszeitguthaben und deren Verfall 
muss entgegengewirkt werden. Es ist sicherzustellen, dass 

alle geleisteten Arbeitszeiten erfasst und vergütet werden. 
Überstunden und Mehrarbeit müssen die Ausnahme bleiben. 
Bei Beamtinnen und Beamten soll Mehrarbeit ab der ersten 
Stunde finanziell abgegolten werden können. Freizeitansprü-
che aus Rufbereitschaften sollen auf ein Langzeitkonto ge-
bucht werden können.

Wochenarbeitszeit reduzieren

Für Beamtinnen und Beamte wird eine Wochenarbeitszeit von 
39 Stunden gefordert, entsprechend der Regelung für Tarifbe-
schäftigte. Für Beschäftigte im Schichtdienst, etwa in der Bun-
deswehrfeuerwehr, gilt eine Forderung von 46 Stunden wö-
chentlich. Der Gefahr einer Zunahme von Mehrarbeit infolge 
einer reduzierten Wochenarbeitszeit ist durch die Schaffung 
zusätzlicher, haushälterisch unterlegter Stellen entgegenzu-
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wirken. Eine schrittweise Reduzierung der regelmäßigen Wo-
chenarbeitszeit kann dabei unter Nutzung von Langzeitkon-
ten erfolgen.

Besoldung attraktiv erhalten

Es muss sichergestellt werden, dass sowohl die Beamten- als 
auch die Anwärterbezüge ausreichend bemessen sind und 
dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation ent-
sprechen. Erhöhungen der Bezüge aufgrund übernommener 
Tarifergebnisse müssen durch Zahlung unter Vorbehalt schnel-
ler bei den Besoldungsempfängerinnen und Besoldungsemp-
fängern ankommen.

Die jährliche Sonderzuwendung für Besoldungsempfängerinnen 
und Besoldungsempfänger muss wieder eingeführt werden. 

Dies soll in Form der Auszahlung der Differenz von 40 Prozent 
zwischen der ehemaligen und der heute im Grundgehalt einge-
rechneten Sonderzuwendung erfolgen. Erschwernis- und Stel-
lenzulagen müssen an den jeweiligen Besoldungsanpassungen 
teilnehmen (Dynamisierung) und ruhegehaltfähig sein.

Die Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amts, 
die mit dem Siebten Bundesbesoldungsänderungsgesetz ge-
strichen wurde und zuvor in § 46 BBesG geregelt war, muss 
wieder eingeführt und ab dem ersten Tag der Ausübung der 
Tätigkeit gezahlt werden.

Neue Lebensrealitäten und veränderte Familienmodelle 
müssen durch eine Anpassung des Familienzuschlags stärker 
anerkannt werden. Familienbezogene Besoldungsbestand-
teile müssen den Anforderungen einer amtsangemessenen 

Alimentation entsprechen und die tatsäch-
lichen Belastungen von Familien angemes-
sen berücksichtigen:

	• Die Familienzuschläge für das zweite 
und jedes weitere Kind sind deutlich an-
zuheben.

	• Die höheren Familienzuschläge für kin-
derreiche Familien sind dauerhaft zu si-
chern und regelmäßig an die Lebenshal-
tungskosten anzupassen.

	• Der Familienzuschlag der Stufe 1 ist wei-
terhin auch Verwitweten sowie geschie-
denen Beamtinnen und Beamten mit ge-
setzlicher Unterhaltspflicht zu gewähren.
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Führungszulage für Brandschutzkräfte 

einführen

Für Brandschutzkräfte der Bundeswehr in Führungs- 
oder Ausbildungsfunktion ist eine Führungszulage in 
folgender Höhe einzuführen:

	• Verbandsführer, Leiter Bundeswehrfeuerwache 
oder vergleichbare Funktion: 150 €

	• Zugführer oder vergleichbare Funktion: 130 €
	• Gruppenführer und Staffelführer oder vergleichbare  

Funktion: 100 €
	• Truppführer oder vergleichbare Funktion: 100 €

Die Führungszulage ist zusätzlich zur Feuerwehrdienstzulage 
zu zahlen, die gesondert für zusätzliche Aufwendungen ent-
schädigt.

Zu Übernahme von Verantwortung für  
Rüstungsprojekte motivieren

Um die eingeleitete Zeitenwende bei der Ausrüstung der 
Bundeswehr erfolgreich umzusetzen, werden hochqualifi-
zierte und engagierte Projektleiterinnen und Projektleiter im 
Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung 
der Bundeswehr (BAAINBw) benötigt. Die Übernahme einer 
herausgehobenen Verantwortung in einer Schlüsselposition 
eines Rüstungsprojekts muss durch eine spürbare finanzielle 
Zulage honoriert werden, die sich in ihrer Höhe an der Zulage 
für Verwendungen bei obersten Bundesbehörden (Ministerial-
zulage) orientiert.

Versorgung sichern

Die Versorgung ist grundsätzlich aus der letzten Besoldungs-
gruppe zu gewähren. Eine angemessene Mindestversorgung 
ist weiterhin sicherzustellen. Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger müssen zeit- und wirkungsgleich 
an Besoldungserhöhungen einschließlich gewährter Einmal-
zahlungen teilnehmen.

Für Beamtinnen und Beamte mit besonderen Altersgrenzen, 
etwa im feuerwehrtechnischen Dienst, ist der Abzug des Ver-
sorgungsausgleichs bis zum Erreichen der Ruhestandsregel-
altersgrenze, frühestens jedoch bis zum Beginn des Renten-
bezugs des geschiedenen Ehegatten, aufzuschieben.

Die Fürsorgepflicht des Dienstherrn ist ein wesentlicher 
Pfeiler der Versorgung. Sie umfasst neben der Alimentation 
auch die Gesundheitsversorgung im Rahmen der Beihilfe. 
Dieses System ist für Besoldungs- und Versorgungsempfän-
gerinnen sowie Versorgungsempfänger uneingeschränkt zu 
erhalten. Das Modell einer sogenannten Bürgerversiche-
rung wird abgelehnt.
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Tarifbeschäftigung  
attraktiver gestalten
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Tarifbeschäftigte leisten unverzichtbare Arbeit in Aufga-
benbereichen, die spezielle Kenntnisse und/oder lang 
gewachsene Erfahrung erfordern. Tarifbeschäftigte in 

militärischen Bereichen stellen durch ihre aktive Teilhabe die 
Erfüllung des militärischen Auftrags des Verbandes sicher. In 
den z.T. sehr großen Behörden und Dienststellen der Verwal-
tungsbereiche bilden sie oft den Kern des Fach- und Verwal-
tungspersonals, ohne an den Entwicklungsmöglichkeiten der 
vergleichbar eingesetzten Beamten teilhaben zu können. Hier 
kommt die grundsätzlich andere Ausrichtung eines tarifvertrag-
lich geregelten Beschäftigungsverhältnisses zum Tragen: Ge-
schuldet und vergütet wird eine Arbeitsleistung; Fürsorge und 
Berücksichtigung des persönlichen Strebens nach einer beruf-
lichen Entwicklung ist z.T. nur begrenzt möglich und von der 
individuellen Bereitschaft der örtlichen Vorgesetzten abhängig. 

Neben einer im Vergleich zu anderen als unzureichenden 
empfundenen Vergütung wird oft beklagt, dass ihre Arbeit 
nicht so wahrgenommen wird und Möglichkeiten der persön-
lichen Entwicklung sehr eingeschränkt sind.

Sachgrundlos befristete Arbeitsverträge stark  
minimieren

Sachgrundlos befristete Arbeitsverträge müssen die absolute 
Ausnahme bilden. Ihrem Missbrauch ist wirksamer entgegen-
zuwirken. Zu diesem Zweck wird eine weitere Änderung des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes gefordert.

Personalentwicklung konsequent umsetzen

Die für Tarifbeschäftigte eingeführte Personalentwicklung 
ist konsequent und nachhaltig umzusetzen. Das mit Tarif-
beschäftigten betraute Führungspersonal sowie die zustän-
digen Personalsachbearbeiterinnen und Personalsachbe-
arbeiter in den personalbearbeitenden Stellen sind für die 
vorgesehenen Qualifizierungs- und Personalentwicklungs-
gespräche unverzüglich zu schulen. 

|  17  |



Die Schulungen sollten als Ausdruck der Wertschätzung 
gegenüber den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
verstanden werden und müssen die konkreten organisato-
rischen und tariflichen Möglichkeiten umfassen. Vor dem 
Hintergrund einer sich wandelnden Arbeitswelt, die künftig 
höhere Qualifikationen erfordern wird, sind die Potenziale der 
Tarifbeschäftigten im Rahmen der Personalentwicklung syste-
matisch zu identifizieren und zu fördern. Dies gilt insbesonde-
re für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, für die eine Ver-
beamtung aus Altersgründen rechtlich nicht mehr in Betracht 
kommt oder nicht mehr attraktiv ist.

Bei der Fortschreibung des Personalentwicklungskonzepts für 
Tarifbeschäftigte ist eine Regelung zur Bildung von Personal-
ketten im Fachkräftebereich aufzunehmen.

Organisatorisch die Belange von  
Tarifbeschäftigten berücksichtigen

Bei Organisationsentscheidungen sind die Belange der  
Tarifbeschäftigten stärker zu berücksichtigen. Dies gilt wegen 
der statusbedingten eingeschränkten Entwicklungsmöglich-
keiten von Tarifbeschäftigten insbesondere für höher dotierte 
Dienstposten. Sofern aufgrund von Organisationsänderungen 
ein Funktionsvorbehalt notwendig wird, sind den betroffenen 
Tarifbeschäftigten in Anerkennung ihrer bisherigen Dienstleis-
tung ggf. Angebote zur Verbeamtung zu unterbreiten.

Tarifbeschäftigten, denen ein Wechsel in die Beamtenlauf-
bahn aus Altersgründen rechtlich nicht möglich oder nicht 
attraktiv ist, sind anderweitig attraktive und höher qualifizierte 
Tätigkeiten anzubieten, gegebenenfalls nach entsprechender 
Weiterbildung, verbunden mit einer Höhergruppierung.

Dienstposten für Inhaber verwaltungseigener 
Fachprüfungen

Tarifbeschäftigten, die die gewerblich-technische oder die 
verwaltungseigene Fachprüfung I oder II bereits bestanden 
haben, bislang jedoch keinen entsprechenden Dienstposten 
erhalten haben, sind umgehend geeignete Dienstposten an-
zubieten.

Aufgabenbeschreibungen attraktiver gestalten

Die Aufgabenbeschreibungen für Arbeitnehmerdienstposten 
sind nach einheitlichen Maßstäben zu erstellen und attraktiver 
zu gestalten. Sie sollen dabei eng an die Tätigkeitsmerkmale 
des Tarifvertrags über die Entgeltordnung des Bundes ange-
lehnt sein.

Zulagen und verkürzten Stufenaufstieg anwenden

Die Anwendung der Personalgewinnungs- und Personalbin-
dungszulage nach § 16 Absatz 6 des Tarifvertrags für den öf-
fentlichen Dienst sowie des verkürzten Stufenaufstiegs nach § 
17 Absatz 6 TVöD ist in der Bundeswehr konsequent sicher-
zustellen.

Entgeltordnung attraktiver gestalten.

Eine Attraktivitätssteigerung für Tarifbeschäftigte geht über 
die bloße Anhebung der Entgelttabellenwerte hinaus. Die 
Tarifpartner, tariffähige Gewerkschaften und der Arbeitgeber 
Bund, sind aufgefordert, den Tarifvertrag über die Entgeltord-
nung des Bundes attraktiver zu gestalten und stärker an den 
Anforderungen einer sich wandelnden Arbeitswelt, insbeson-
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dere im Hinblick auf die Digitalisierung, auszurichten. Dabei 
sind auch die besonderen Tätigkeitsrealitäten in spezialisier-
ten Berufsfeldern der Bundeswehr zu berücksichtigen, etwa 
im Sozialdienst.

Darüber hinaus ist der im früheren Bundes-Angestelltentarif-
vertrag vorgesehene Bewährungsaufstieg wieder einzuführen. 
Zur Attraktivitätssteigerung zählt ferner die Einführung eines 
regionalen Ergänzungszuschlags, der sich in seiner Anwen-
dung an den für Beamtinnen und Beamte geltenden Bestim-
mungen orientiert.

Kraftfahrertarifvertrag Bund anpassen

Kraftfahrer, die auf sogenannten Mischarbeitsplätzen tätig 
sind und mindestens zur Hälfte Kraftfahrtätigkeiten ausüben, 
sollen nach der pauschalen Vergütungsregelung des Kraft-
fahrerTV Bund entlohnt werden. Der Anwendungsbereich des 
KraftfahrerTV Bund soll ausgeweitet werden und das Führen 
aller Fahrzeugtypen umfassen. Kraftfahrerinnen und Kraft-

fahrer in Dienststellen mit ständigem Wechselschichtbetrieb, 
etwa bei einem 24/7-Dienstbetrieb am Standort, sollen neben 
der geltenden Pauschale eine Schichtzulage nach dem Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst Bund erhalten.

Krankenpflegekräfte mit Medizinischen Fachange-
stellten tariflich gleichstellen

Medizinische Fachangestellte müssen mit Krankenpflege-
kräften im Tarifvertrag über die Entgeltordnung des Bundes 
durch die Ergänzung „und vergleichbare Beschäftigte“ in der 
Anlage 1, Teil III, Ziffer 21.8, Entgeltgruppe 7, Fallgruppe 1, 
gleichgestellt werden.

Zulagentarifvertrag schaffen.

Es ist ein Zulagentarifvertrag für Tarifbeschäftigte zu schaffen 
und auszugestalten, bei dem die bisherigen tariflichen Über-
gangsregelungen für bisher gewährte Zulagen sowie außer-
tariflichen Zulagen ebenfalls Berücksichtigung finden.
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Die Attraktivität ziviler Tätigkeiten im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Verteidigung ist ein zent-
raler Faktor für die Funktionsfähigkeit und Einsatzbereit-

schaft der Bundeswehr. Die Attraktivität ziviler Tätigkeiten in 
der Bundeswehr wird wesentlich von der Arbeitszufriedenheit 
bestimmt. Diese liegt in der Verantwortung sowohl der Be-
schäftigten als auch des Arbeitgebers bzw. der Vorgesetzten.  
Neben zwischenmenschlichen Aspekten kommt insbesondere 
der organisatorischen Ausgestaltung von Aufgaben, Strukturen 
und Zuständigkeiten eine entscheidende Bedeutung zu.

Insbesondere Tarifbeschäftigte nehmen wahr, dass Tätigkei-
ten ohne zwingenden Funktionsvorbehalt zunehmend von 
Beamtinnen und Beamten übernommen werden. Auch die 
Aufgabenwahrnehmung durch Soldatinnen und Soldaten in 
Bereichen der Bundeswehrverwaltung wird nicht immer als 
nachvollziehbar bewertet. Daraus resultierende Vergütungs-
unterschiede bei vergleichbaren Tätigkeiten werden als unge-
recht empfunden und beeinträchtigen das Zusammenwirken 
der Statusgruppen. 

Ohne die bestehenden statusrechtlichen Grundlagen und 
Vergütungssysteme grundsätzlich infrage zu stellen, ist mehr 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit in der Aufgabenver-
teilung erforderlich. In den Aufgabenbeschreibungen der 
Dienstposten sollte daher klar und nachvollziehbar begrün-
det werden, wenn eine bestimmte Statusgruppe zur Wahr-

nehmung der jeweiligen Aufgaben vorgesehen ist. Dies 
trägt dazu bei, Akzeptanz zu fördern und Missverständnisse 
zu vermeiden.

Zur Sicherstellung einer einheitlichen Bewertung von Dienst-
posten und Tätigkeiten ist eine organisationsbereichs- und 
ebeneübergreifende Harmonisierung der Dienstpostenbe-
schreibungen erforderlich. Vergleichbare Tätigkeiten müssen 
nach einheitlichen Maßstäben bewertet und ausgeschrieben 
werden. Bestehende Stellenbeschreibungen sollten systema-
tisch daraufhin überprüft werden, ob sie statusgruppenge-
recht formuliert sind und den tatsächlichen Anforderungen 
entsprechen. Dies gilt insbesondere für Wechseldienstpos-
ten, bei denen mehrere Statusgruppen grundsätzlich in Be-
tracht kommen.

Für Beamtinnen und Beamte wurden in den vergangenen 
Jahren durch zusätzliche und höherdotierte Dienstposten er-
hebliche Verbesserungen erzielt. Gleichwohl bestehen weiter-
hin Defizite, insbesondere bei der konsequenten Umsetzung 
von Personalentwicklungskonzepten und im Beurteilungswe-
sen, das vielfach als zu komplex, intransparent und wenig leis-
tungsfördernd wahrgenommen wird. Auch erschwert es den 
Wechsel zwischen den unterschiedlichen Aufgabenbereichen 
der Wehrverwaltung und erst recht einen Wechsel zwischen 
militärischen und zivilen Beschäftigungsdienststellen. Die 
Möglichkeit eines Wechsels zwischen unterschiedlichen Be-

Zivile Tätigkeit im Geschäftsbereich  
des BMVg attraktiv gestalten- 

durch eine transparente Organisationsstruktur  

und klare Zuständigkeiten 
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reichen ist aber der Grund für die aufwendige Laufbahnaus-
bildung und stellt deren Mehrwert im Vergleich zu anderen 
Dienstbereichen dar. 

Die Tarifbeschäftigten sind integraler Bestandteil der gemein-
sam getragenen Bundeswehr. Gerade für die große Gruppe der 
Beschäftigten in unteren und mittleren Entgeltgruppen besteht 
jedoch erheblicher Nachholbedarf hinsichtlich Wertschätzung, 
Entwicklungsperspektiven und Aufgabenattraktivität. Langjäh-
rige Personalreduzierungen, die Umwandlung von Arbeitneh-
mer- in Beamtenstellen sowie begrenzte Aufstiegsmöglichkeiten 
haben zu spürbarer Unzufriedenheit beigetragen. Vergütungs-
unterschiede bei gleichwertigen Tätigkeiten sind zudem schwer 
vermittelbar und führen zu wachsenden Spannungen.

Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, das im Arbeitsver-
hältnis stehende Personal gezielt einzubinden, zu motivieren 
und in seiner Leistung anzuerkennen. Dieses umfasst insbe-
sondere verlässliche Entwicklungsperspektiven, gezielte Qua-
lifizierungsangebote sowie eine stärkere Berücksichtigung 
tariflicher Interessen bei organisatorischen Entscheidungen. 
Die Umsetzung der Empfehlung der AG Zukunft des Tarif-
personals, in einzelnen Bereichen bisher durch Beamte wahr-
genommene Aufgaben auch auf entsprechend qualifizierte 
Arbeitnehmer zu übertragen, ist ein guter Anfang.  

Nur durch eine konsequente Weiterentwicklung der Perso-
nalstrukturen und eine ausgewogene Berücksichtigung aller 
Statusgruppen kann der Betriebsfrieden langfristig gesichert 
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und der Beitrag der zivilen Beschäftigten für die Aufgabener-
füllung der Bundeswehr auch in Zukunft nachhaltig gewähr-
leistet werden.

Zivilpersonal beruflich weiterentwickeln

Zivilen Beschäftigten ist die Möglichkeit zu eröffnen, sich 
durch berufliche Weiterbildung und systematische Qualifizie-
rungsmaßnahmen kontinuierlich weiterzuentwickeln. Diese 
Maßnahmen sollten grundsätzlich unter Fortzahlung der Be-
soldung beziehungsweise des Entgelts erfolgen, um gleich-
wertige Teilhabe und Planungssicherheit zu gewährleisten.

Vor dem Hintergrund fortschreitender Digitalisierung und sich 
wandelnder Aufgabenprofile ist eine strukturierte und langfris-
tig angelegte Qualifizierungsstrategie erforderlich. Sie sollte 
sowohl verpflichtende als auch freiwillige Weiterbildungsan-
gebote umfassen und sich an den aktuellen sowie künftigen 
Anforderungen der jeweiligen Tätigkeitsbereiche orientieren. 
Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass erworbene Qualifika-
tionen tatsächlich in Form erweiterter Einsatzmöglichkeiten, 
verbesserter Aufstiegschancen oder Höhergruppierungen 

anerkannt werden. Nur so kann Weiterbildung nachhaltig zur 
Motivation, zur Bindung der Beschäftigten und zur Sicherstel-
lung der Aufgabenerfüllung beitragen.

Zivilpersonal für die Teilnahme an militärischen 
Einsätzen oder den Dienst in Krisensituationen 
einplanen und ertüchtigen

Ziviles Personal, das für militärische Einsätze oder für vom 
„Normaldienst“ abweichende Aufgaben vorgesehen ist, 
muss gezielt auf diese Aufgaben vorbereitet werden. Dazu 
gehört als zunächst, klar zu kommunizieren, wer für eine mili-
tärische oder militärfachliche Verwendung vorgesehen ist und 
wer nicht.  Bei einer Einplanung für militärische oder militär-
fachliche Verwendungen sind eine strukturierte militärische 
Aus- und Fortbildung sowie eine regelmäßige Inübunghal-
tung erforderlich, die sich an den Standards für Reservisten-
dienstleistende orientiert. Die Teilnahme an Maßnahmen zur 
Erhaltung individueller Grundfertigkeiten sollte integraler Be-
standteil der Dienst- beziehungsweise Arbeitszeit sein, um 
eine realistische Einsatzbefähigung sicherzustellen.
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Darüber hinaus sind die Rahmenbedingungen für zivi-
le Beschäftigte nach einem Auslandseinsatz verlässlich 
zu gestalten. Ein gesichertes Rückkehrrecht auf den 
zuletzt wahrgenommenen Dienstposten trägt wesent-
lich zur Planungssicherheit und Attraktivität solcher 
Verwendungen bei. Ergänzend sollte für einen defi-
nierten Zeitraum, beispielsweise sechs Monate, von 
Versetzungen abgesehen werden, um eine angemes-
sene Reintegration zu ermöglichen.

Im Zuge der Weiterentwicklung des Fähigkeitsprofils 
der Bundeswehr im Bereich Landes- und Bündnisver-
teidigung sind Einsatzmöglichkeiten, Ausbildungs-
strukturen und Übungskonzepte für zivile Angehörige 
systematisch zu erfassen und weiterzuentwickeln. Ziel 
ist eine klare konzeptionelle Einbindung des Zivilper-
sonals in die Gesamtstruktur, um dessen Beitrag zur 
Einsatzfähigkeit nachhaltig zu stärken.

Attraktivität der Teilnahme des Zivilperso-
nals an militärischen Einsätzen steigern

Die Attraktivität der Teilnahme von zivilem Personal 
an militärischen Einsätzen ist weiter zu steigern. An-
gesichts der besonderen Belastungen und Risiken be-
darf es einer angemessenen Berücksichtigung dieser 
Zeiten im Versorgungs- und Rentenrecht.

Für Beamtinnen und Beamte sollte die Anrechnung 
von Einsatzzeiten auf die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit weiter ausgebaut werden. Ziel muss es sein, 
dass diese Zeiten in stärkerem Umfang dienstzeit-
verkürzend wirken und unter bestimmten Voraus-
setzungen einen früheren Eintritt in den Ruhestand 
ermöglichen, insbesondere wenn der Höchstruhe-
gehaltssatz erreicht wird.

Für Tarifbeschäftigte sind vergleichbare Anreize zu 
schaffen. Militärische Einsatzzeiten sollten im Renten-
recht so berücksichtigt werden, dass ein früherer Ren-
teneintritt ohne Abschläge erleichtert wird. Dies wür-
de einen wichtigen Beitrag zur Gleichbehandlung der 
Statusgruppen leisten.

Darüber hinaus sollten für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sowie für Soldatinnen und Soldaten auf 
Zeit Zuschläge an Entgeltpunkten für alle Zeiten be-
sonderer Auslandsverwendungen gewährt werden. 
Die derzeitige Stichtagsregelung im § 76e SGB VI, die 
eine Berücksichtigung auf Einsatzzeiten nach dem 13. 
Dezember 2011 beschränkt, sollte überprüft und im 
Sinne einer einheitlichen und gerechten Behandlung 
angepasst werden.

Insgesamt ist eine kohärente Weiterentwicklung der 
bestehenden Regelungen erforderlich, um die Ein-
satzbereitschaft zu erhöhen und die Attraktivität ent-
sprechender Verwendungen nachhaltig zu stärken.
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Digitalisierung und Künstliche  
Intelligenz (KI) im öffentlichen Dienst
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Die fortschreitende Digitalisierung und der Einsatz 
Künstlicher Intelligenz verändern den öffentlichen 
Dienst und die Bundeswehrverwaltung grundlegend. 

KI unterstützt Arbeitsprozesse, automatisiert Routinetätigkei-
ten, bereitet Entscheidungen vor und erhöht die Effizienz ad-
ministrativer Abläufe. 

Studien gehen davon aus, dass künftig ein erheblicher Teil der 
klassischen Verwaltungsaufgaben automatisiert oder durch KI 
unterstützt werden kann. Auch in der Bundeswehrverwaltung 
werden sich Aufgabenprofile und Qualifikationsanforderun-
gen insbesondere für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie Beamtinnen und Beamte der mittleren Laufbahn deut-
lich verändern. 

Für die zivilen Beschäftigten der Bundeswehr eröffnet diese 
Entwicklung neue Chancen, erfordert jedoch zugleich eine 
vorausschauende Personal-, Ausbildungs- und Qualifizierungs-
politik. Die Einführung digitaler Technologien und KI darf nicht 
zu einem Verlust beruflicher Perspektiven führen, sondern muss 
aktiv gestaltet werden. Transparenz, Sicherheit, Mitbestimmung 
und die Interessen der Beschäftigten müssen dabei im Mittel-
punkt stehen. Daraus leiten sich folgende Forderungen ab:

Transparenz und Mitbestimmung

Der DBwV fordert eine transparente, nachvollziehbare und 
rechtssichere Einführung von KI-Systemen. Die Personalver-
tretungen sind frühzeitig und verbindlich an allen Digitalisie-
rungs- und KI-Projekten zu beteiligen, damit die Interessen 
der Beschäftigten wirksam berücksichtigt werden.

Beschäftigungssicherung, Ausbildung und  
Qualifizierung

Die zunehmende Automatisierung von Verwaltungsaufgaben 
darf nicht zum Abbau von Arbeitsplätzen führen. Vielmehr 
müssen freiwerdende Kapazitäten für anspruchsvollere Tätig-
keiten, neue Aufgabenfelder und die Stärkung der Einsatzbe-
reitschaft der Bundeswehr genutzt werden.

Die Ausbildungs- und Laufbahninhalte insbesondere für die 
mittlere Funktionsebene sind grundlegend an die Anforde-
rungen der digitalen Verwaltung anzupassen. Digitale Kom-
petenzen, Datenmanagement, Prozesssteuerung sowie der 
sichere Umgang mit KI-Anwendungen müssen fester Be-
standteil von Ausbildung, Fortbildung und lebenslangem 
Lernen werden. Für Beschäftigte, deren bisherige Aufgaben 
durch Digitalisierung und KI teilweise oder vollständig entfal-
len, sind rechtzeitig Qualifizierungs-, Umschulungs- und Ent-
wicklungsperspektiven zu schaffen.

Datenschutz, Datensicherheit und ethische  
Standards

Der Einsatz von KI erfordert verbindliche Regelungen zum Da-
tenschutz, zur Informationssicherheit und zu ethischen Stan-
dards. Die Verantwortung für Verwaltungsentscheidungen 
muss stets beim Menschen verbleiben. KI darf Beschäftigte 
unterstützen, sie jedoch nicht ersetzen.

Wissenschaftliche Begleitung und  
Folgenabschätzung

Die Auswirkungen von Digitalisierung und KI auf Arbeitsplät-
ze, Qualifikationsanforderungen, Organisationsstrukturen und 
Personalbedarfe sind kontinuierlich wissenschaftlich zu be-
gleiten. Dabei sind insbesondere die Folgen für die Beschäf-
tigten der mittleren Funktionsebene frühzeitig zu analysieren 
und bei Personalentscheidungen zu berücksichtigen.

Resilienz und Redundanz

KI-gestützte Systeme müssen auch bei Cyberangriffen, tech-
nischen Störungen oder Ausfällen jederzeit handlungsfähig 
bleiben. Hierfür sind leistungsfähige und georedundante 
IT-Infrastrukturen, sichere Backup-Systeme sowie belastbare 
Notfall- und Krisenkonzepte erforderlich. Kritische Verwal-
tungsprozesse dürfen nicht ausschließlich von automatisier-
ten Systemen abhängig sein, sondern müssen jederzeit durch 
qualifiziertes Personal sichergestellt werden können.
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Ohne das zivile Personal läuft in der Bundeswehr kaum etwas: Rund 
30 Prozent aller Bundeswehrangehörigen sind Tarifbeschäftigte 
oder Beamtinnen und Beamte. Sie leisten einen unverzichtbaren 

Beitrag – sowohl in nichtmilitärischen als auch in militärischen Bereichen.

Seit mehr als 20 Jahren setzt sich der DBwV für die statusspezifischen und 
gemeinsamen Interessen der zivilen Beschäftigten ein. Ob auf Tagungen, in 
Workshops oder Arbeitsgruppen – der DBwV bringt zivile Kolleginnen und 
Kollegen zusammen, schafft Raum für Austausch und macht sich mit Nach-
druck für ihre Anliegen und Belange stark – #EinerfürAlle! 

#SchulterAnSchulter –  
Zivile im DBwV
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